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1 Ausgangslage 
 
Mit der deutlichen Annahme der Verfassungsänderung vom 12. März 2000 haben Volk und 
Stände einer umfassenden Justizreform zugestimmt. Diese setzt sich zum Ziel, das Bundes-
gericht funktionsfähig zu erhalten, den Rechtsschutz zu verbessern und die Grundlagen für 
ein einheitlicheres schweizerisches Prozessrecht zu schaffen. Seit dem 1. Januar 2007 sind 
sämtliche Verfassungsbestimmungen in Kraft. 
 
Der erste Teil der gesetzgeberischen Umsetzung der Justizreform - die Totalrevision der 
Bundesrechtspflege - ist auf Bundesebene abgeschlossen. Am 1. Januar 2007 sind das 
Bundesgerichtsgesetz (BGG), das Verwaltungsgerichtsgesetz (VGG), mehrere Parlaments-
verordnungen über Richterstellen und Richterstatut, sowie Änderungen von rund 300 Erlas-
sen1

 

 in Kraft getreten. Bereits seit dem 1. April 2004 ist das Strafgerichtsgesetz (SGG) in 
Kraft. Die Neuregelung der Bundesrechtspflege betrifft Organisation und Verfahren des Bun-
desgerichts, seine Vorinstanzen sowie die Rechtsmittel, die an das oberste Gericht führen.  

Weit fortgeschritten sind auch die anderen Gesetzesprojekte zur Justizreform: Die Schweize-
rische Strafprozessordnung (StPO) ist am 5. Oktober 2007 von den eidgenössischen Räten 
verabschiedet worden; die Schweizerische Zivilprozessordnung (ZPO) sowie die Schweizeri-
sche Jugendstrafprozessordnung werden zurzeit vom Nationalrat als Zweitrat beraten; in 
Vorbereitung ist ferner der Entwurf für ein Bundesgesetz über die Organisation der Strafbe-
hörden des Bundes (Strafbehördenorganisationsgesetz; StBOG).  
 
Die Kantone haben ihre Gerichtsorganisation und ihr Verfahren im Bereich des öffentlichen 
Rechts innerhalb von zwei Jahren seit dem Inkrafttreten des BGG an die Vorgaben des BGG 
anzupassen (Art. 130 Abs. 3 BGG). Auf dem Gebiet des Straf- und Zivilrechts sind die kan-
tonalen Ausführungsbestimmungen zum BGG auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens der StPO 
bzw. der ZPO zu erlassen (Art. 130 Abs. 1 und 2 BGG). In diesem Bereich können die Kan-
tone ihre Gerichtsorganisation also in einem einzigen Gesetzgebungsprozess sowohl an das 
BGG als auch an die eidgenössischen Prozessordnungen anpassen. 
 

                                                

 
1  Änderung von 180 Bundesgesetzen und 111 Bundesratsverordnungen. 
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2 Evaluationsauftrag 
 
Nach Art. 170 BV sorgt die Bundesversammlung dafür, dass die Massnahmen des Bundes 
auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Die neuen Gesetze über die eidgenössischen Gerich-
te enthalten keine speziellen Evaluationsklauseln. Hingegen hat das Bundesgericht nach Art. 
2 der Parlamentsverordnung über die Richterstellen am Bundesgericht (SR 173.110.1; gilt 
bis 31. Dezember 2011) ein Controllingverfahren einzurichten, das dem Parlament als 
Grundlage für die Oberaufsicht und die Festlegung der Zahl der Richterinnen und Richter 
dient. Im Rahmen der Ausarbeitung dieser Verordnung hat das Parlament eine erste Ein-
schätzung der belastenden und entlastenden Wirkungen des BGG vorgenommen. Die Par-
lamentsverordnung über die Richterstellen am Bundesverwaltungsgericht (SR 173.321) sieht 
hingegen nicht ausdrücklich ein Controllingverfahren vor und ist auch nicht befristet. 
 
Im Frühjahr 2007 hat das Bundesamt für Justiz erste Schritte für die Vorbereitung einer Eva-
luation der Wirksamkeit der neuen Bundesrechtspflege eingeleitet und eine beratende Be-
gleitgruppe eingesetzt. 
 
Ständerat Thomas Pfisterer hat am 21. Juni 2007 das Postulat 07.3420 "Evaluation über die 
Gesetzgebung zur Bundesrechtspflege und zur Justizreform" eingereicht. Er lädt darin den 
Bundesrat ein, die Neuordnung von Justiz und Bundesrechtspflege auf ihre Wirksamkeit zu 
überprüfen, die nötigen Massnahmen vorzuschlagen, den Gerichten Gelegenheit zu eigenen 
Schlussfolgerungen zu geben und dem Parlament oder seinen zuständigen Kommissionen 
kurze Zwischenbeurteilungen sowie dem Parlament einen (vorläufig) abschliessenden Be-
richt zu erstatten. Thema soll dabei die Bundesrechtspflege (insb. die drei Bundesgerichts-
gesetze sowie das revidierte Verwaltungsverfahrensgesetz) aber auch die Justizreform der 
Bundesverfassung insgesamt mit der neuen Aufgabenteilung und dem Grundrechtsschutz 
sein.  
 
Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme vom 29. August 2007 Annahme des Postulats 
beantragt. Der Ständerat hat das Postulat am 26. September 2007 angenommen. Gestützt 
auf die Evaluationsarbeiten des BJ wird der Bundesrat dem Parlament entsprechend Bericht 
erstatten. 
 

3 Gegenstand: Totalrevision der Bundesrechtspflege 
 
3.1 Abgrenzung von den anderen Teilen der Justizreform 
 
Die Evaluation beschränkt sich auf die Totalrevision der Bundesrechtspflege, inkl. Umset-
zung der Rechtsweggarantie. Die Wirkungen der anderen Teile der Justizreform, die StPO 
und die ZPO, sollen allenfalls zu einem späteren Zeitpunkt separat ermittelt werden. Im Auge 
zu behalten sind die Schnittstellen zwischen der Bundesrechtspflege und den vereinheitlich-
ten Prozessordnungen, namentlich was die Anforderungen an die Ausgestaltung der kanto-
nalen Behörden anbelangt.2

 
 

                                                

 
2  Vgl. dazu auch Marti, S. 237 ff. 
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3.2 Ziele der Bundesrechtspflegereform 
 
Im Vordergrund stehen folgende Ziele: 
- Ziel 1: Wirksame und nachhaltige Entlastung des Bundesgerichts und damit Erhaltung 

seiner Funktionsfähigkeit 
- Ziel 2: Verbesserung des Rechtsschutzes in gewissen Bereichen 
- Ziel 3: Vereinfachung der Verfahren und Rechtswege 
 
Das Ziel Vereinfachung der Verfahren und Rechtswege (BBl 2001 4208) steht in engem Zu-
sammenhang sowohl mit der Entlastung des Bundesgerichts als auch mit der punktuellen 
Verbesserung des Rechtsschutzes. Das gleiche gilt auch für das oben nicht separat aufge-
führte Ziel der Optimierung des Justizsystems des Bundes (und damit der Erhaltung des An-
sehens und des Vertrauens der Rechtsunterworfenen, der Gesellschaft und der Wirtschaft in 
das oberste Gericht, BBl 2001 4474).  
 
3.3 Massnahmen 
 
Die ergriffenen Massnahmen sind im Hinblick auf die drei Ziele gesondert aufzuführen. Zum 
Teil dienen einzelne Massnahmen mehreren Zielen gleichzeitig, insbesondere der Ausbau 
der richterlichen Vorinstanzen sowie die Einführung der Einheitsbeschwerde. 
 
Ziel 1: Wirksame und nachhaltige Entlastung des Bundesgerichts 
 
- Ausbau der richterlichen Vorinstanzen des Bundesgerichts auf eidgenössischer Ebene 

(Bundesverwaltungsgericht und Bundesstrafgericht) sowie auf kantonaler Ebene 
Aufgrund dieser Massnahme ist mit einem Weiterzug von weniger oder weniger aufwändigen 
Fällen an das Bundesgericht zu rechnen (Filterwirkung); die Vorinstanzen des Bundesgerichts 
verfügen über volle Kognition in Sachverhalts- und Rechtsfragen und gewährleisten in erster 
Linie den Rechtsschutz. Dadurch wird das Bundesgericht von aufwändigen Sachverhaltsfest-
stellungen entlastet und kann sich auf seine eigentliche Aufgabe konzentrieren (Gewährleis-
tung der einheitlichen Rechtsanwendung, richterliche Rechtsfortbildung, Garantie der verfas-
sungsmässigen Individualrechte). 

Mögliche Nebenwirkung: grosser Aufwand für die Kantone. Aufgrund ungewisser Gesetzes-
begriffe (z.B. Entscheide mit vorwiegend politischem Charakter) noch Unklarheit, wo Ausnah-
men vom Gerichtszugang vorgesehen werden können. 

- Prinzip des doppelten Instanzenzugs in sämtlichen Zivil- und Straffällen 

- Einschränkung der Kognition (nur noch Rechtmässigkeitskontrolle, freie Sachverhaltsprü-
fung in sehr wenigen Ausnahmefällen, keine Prüfung der Angemessenheit der angefoch-
tenen Verfügungen in Sozialversicherungsfällen mehr) 

- Kostenpflicht für alle Verfahren  

- Abbau von Direktprozessen beim Bundesgericht 

- Einführung der Einheitsbeschwerde im Zivil-, Straf- und öffentlichen Recht 
Vereinfacht den Rechtsweg an das Bundesgericht und das Beschwerdeverfahren. Schwierige 
Abgrenzungsfragen (z.B. früher staatsrechtliche Beschwerde und Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde) entfallen. Für die Einheitsbeschwerden gelten neu zu einem grossen Teil einheitli-
che Regeln. Dies erleichtert längerfristig die Arbeit des Bundesgerichts.  

Mögliche Nebenwirkung: übergangsrechtlich mehr Arbeit für das Bundesgericht und Rechts-
unsicherheit bei den Rechtsuchenden 

- Weiterentwicklung der Möglichkeit, im vereinfachten Verfahren zu entscheiden 
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- Erhöhung der Streitwertgrenze in Zivilverfahren von 8000 Franken auf 30'000 Franken 
bzw. auf 15'000 Franken in arbeits- und mietrechtlichen Fällen; Einführung von Streit-
wertgrenzen in Staatshaftungsfällen (30'000 Franken) und auf dem Gebiet öffentlich-
rechtlicher Arbeitsverhältnisse (15'000 Franken); Rechtsfragen von grundsätzlicher Be-
deutung können indessen stets dem Bundesgericht vorgelegt werden; die ursprünglich 
vorgesehenen Streitwertgrenzen in Strafsachen wurden fallen gelassen. 

Mögliche Nebenwirkung: Unsicherheit für die Rechtsuchenden, wie der Begriff "Rechtsfrage 
von grundsätzlicher Bedeutung" interpretiert wird. Dies hat zur Folge, dass für den Bereich der 
kantonalen Entscheide - soweit es sich um eine vermögensrechtliche Sache handelt und der 
Streitwert nicht erreicht wird - neben der zivil- bzw. öffentlich-rechtlichen Beschwerde immer 
auch subsidiäre Verfassungsbeschwerde erhoben wird. 

- Ausschluss bestimmter Sachgebiete von der Zuständigkeit des Bundesgerichts 

- Auf eine wirksame Beschränkung des Zugangs zum Bundesgericht in Form eines An-
nahme- oder Vorprüfungsverfahrens wurde bereits im Rahmen der Justizreform verzich-
tet. Das Bundesgericht kann deshalb keinen Einfluss auf die Zahl der Fälle nehmen, die 
es behandeln muss. 

- Durch die Einführung der subsidiären Verfassungsbeschwerde wurde die ursprünglich 
vorgesehene moderate Zugangsbeschränkung zum Bundesgericht (Streitwertgrenzen, 
Ausschlusskatalog) im Bereich der kantonalen Entscheide wieder aufgehoben. Allerdings 
hält das Bundesgericht im Bereich der subsidiären Verfassungsbeschwerde an der bis-
herigen Praxis hinsichtlich Legitimation zur Willkürbeschwerde fest (BGE 133 I 185). 

- Teilintegration des Eidgenössischen Versicherungsgerichts in das Bundesgericht 

- Straffere Gerichtsorganisation mit einem kleinen und starken Leitungsorgan (Verwal-
tungskommission), abschliessende Aufzählung der Verwaltungskompetenzen des Ge-
samtgerichts 

- Übergang der Aufsicht über die eidgenössischen Schätzungskommission und im Bereich 
des Schuldbetreibungs- und Konkurswesens an das Bundesverwaltungsgericht bzw. den 
Bundesrat; Wegfall der Verordnungskompetenzen des Bundesgerichts in diesen Berei-
chen 

- Andererseits übernimmt das Bundesgericht die Aufsicht über das Bundesverwaltungsge-
richt und das Bundesstrafgericht. 

Mögliche Nebenwirkung: Bescheidene Mehrbelastung des Bundesgerichts 
 
Ziel 2: Verbesserung des Rechtsschutzes 

- Ausbau der richterlichen Vorinstanzen des Bundesgerichts auf eidgenössischer Ebene 
(Bundesverwaltungsgericht und Bundesstrafgericht) sowie auf kantonaler Ebene  

Nach dem Konzept der Totalrevision der Bundesrechtspflege wird der Rechtsschutz primär 
durch die gerichtlichen Vorinstanzen des Bundesgerichts gewährt.  

Das Bundesgerichtsgesetz konkretisiert durch die Vorinstanzenregelungen die verfassungs-
rechtlichen Vorgaben der Justizreform. Nach Art. 29a BV besteht bei allen Rechtsstreitigkeiten 
ein Anspruch auf Anrufung eines unabhängigen Gerichts, das über volle Kognition in Rechts- 
und Sachverhaltsfragen verfügt. Art. 191b Abs. 1 BV verpflichtet die Kantone, für die Beurtei-
lung von zivilrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten sowie von Straffällen Gerichte 
einzusetzen. Ebenso hat der Bund in seinem Zuständigkeitsbereich für die Beurteilung von 
Straffällen und öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten Gerichte einzusetzen (Art. 191a BV). Auf 
Bundesebene sind diese rechtlichen Vorgaben durch die Einsetzung des Bundesstrafgerichts 
und des Bundesverwaltungsgerichts bereits umgesetzt worden. 
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Der Ausbau der richterlichen Vorinstanzen betrifft insbesondere das öffentliche Recht. Neu 
gibt es auch einen Gerichtszugang in Bereichen, in denen der Bundesrat oder ein Departe-
ment bisher abschliessend oder als nicht-richterliche Vorinstanz des Bundesgerichts ent-
schied. Auf dem Gebiet des kantonalen Verwaltungsrechts ist nun flächendeckend der Ge-
richtszugang zu gewähren (wenige Ausnahmen: überwiegend politische Entscheide, abstrakte 
Normenkontrolle, teilweise im Bereich der politischen Rechte).  

Im Bereich des Zivil- und Strafrechts war der Gerichtsschutz aufgrund von Art. 6 Ziff. 1 EMRK 
bereits bisher gut ausgebaut. Noch nicht durchgängig verwirklicht ist indessen der doppelte 
Instanzenzug. 

Mögliche Nebenwirkung: Kantone tragen die Hauptlast der Reform, sie müssen in allen 
Rechtsbereichen unabhängiges Gericht mit voller Kognition in Rechts- und Sachverhaltsfra-
gen vorsehen. Es gibt noch offene Fragen bei der Umsetzung der Vorinstanzenregelung des 
BGG und der Rechtsweggarantie, z.B. im Bereich der Justizverwaltung. 

- Subsidiäre Verfassungsbeschwerde: Verbesserung des Rechtsschutzes im Bereich der 
verfassungsmässigen Individualrechte (betr. kantonale Entscheide) 

Mögliche Nebenwirkung: Einerseits wird die im Entwurf des Bundesrates vorgesehene Entlas-
tung des Bundesgerichts (moderate Zugangsbeschränkungen) weitgehend rückgängig ge-
macht. Andererseits werden nicht alle durch die Zugangsschranken geschaffenen Rechts-
schutzdefizite behoben: Gegen Entscheide der erstinstanzlichen Bundesgerichte steht die 
subsidiäre Verfassungsbeschwerde nicht zur Verfügung. Ferner kann die einheitliche Anwen-
dung des einfachen Bundesrechts mit der Verfassungsbeschwerde nicht sichergestellt wer-
den. 

- Eine Rechtsschutzlücke stellt auch das Fehlen der Verfassungsgerichtsbarkeit gegen-
über Bundesgesetzen dar. Im Rahmen der Justizreform wurde auf die Einführung einer 
konkreten Normenkontrolle verzichtet. Die parlamentarischen Initiativen Studer Heiner 
(05.445) und Müller-Hemmi Vreni (07.476) wollen die Verfassungsgerichtsbarkeit wieder 
zur Diskussion stellen. 

- Ausbau des Zugangs zum Bundesgericht im Bereich der politischen Rechte 
 
Ziel 3: Vereinfachung der Verfahren und Rechtswege 

- Die Einheitsbeschwerden erleichtern die Beschwerdeführung vor Bundesgericht. 
Mögliche Nebenwirkung: Die Vereinfachung des Rechtsmittelsystems wird allerdings durch 
Ausnahmen und Gegenausnahmen, die Verwendung von unbestimmten Rechtsbegriffen 
("Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung") und durch die Einführung der subsidiären Ver-
fassungsbeschwerde teilweise wieder rückgängig gemacht. 

- Auf Bundesebene wird im Bereich des öffentlichen Rechts auch vorinstanzlich der Be-
schwerdeweg vereinfacht und vereinheitlicht. In der Regel sind alle erstinstanzlichen Ver-
fügungen von Bundesverwaltungsstellen direkt und zentral bei einer einzigen Instanz, 
dem Bundesverwaltungsgericht, anfechtbar. Damit gibt es weniger Einspracheverfahren 
sowie verwaltungsinterne Beschwerdeverfahren. 

Mögliche Nebenwirkung: Grössere Geschäftslast des Bundesverwaltungsgerichts, da in der 
Regel keine Beschwerdeinstanzen mehr vorgelagert sind und die entsprechende Filterwirkung 
entfällt; evtl. vermehrt Expertisen, da Sachwissen der Verwaltung fehlt; Unsicherheit, wie die 
Angemessenheitskontrolle durchgeführt werden soll. 

- Im Bereich der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen können erstinstanzliche Verfü-
gungen der Kantone und des Bundes direkt beim Bundesstrafgericht angefochten wer-
den. 

- Die Kantone sind im Bereich des öffentlichen Rechts frei, wie sie den Instanzenzug, wel-
cher der richterlichen Vorinstanz vorgelagert ist, ausgestalten wollen. Hier ist -unter Vor-
behalt bundesrechtlicher Vorgaben, z.B. nur eine gerichtliche Beschwerdeinstanz nach 
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ATSG, OHG - keine Vereinfachung vorgeschrieben. Im Zivil- und Strafrecht muss (nach 
Ablauf der Übergangsfrist) weitgehend ein doppelter Instanzenzug vorgesehen werden 
und es müssen die Vorgaben der ZPO und der StPO umgesetzt werden. 

 
3.4 Akteure 
 
Von der Bundesrechtspflege sind folgende Institutionen und Kreise betroffen: 

- Bundesgericht 
- Bundesverwaltungsgericht 
- Bundesstrafgericht 
- Kantone, insb. kantonale Gerichte 
- Rechtsuchende 
- Anwältinnen und Anwälte 
- Bundesversammlung und parlamentarische Kommissionen (Rechtskommissionen, Fi-

nanzkommissionen, Gerichtskommission, Geschäftsprüfungskommissionen): Rechtset-
zung, Budget, Besetzung offener Richterstellen, Geschäftsprüfung 

- Bundesrat: Rechtsetzung, Entlastung von Rechtsprechungsaufgaben 
- Bundesverwaltung: Entlastung von Rechtsprechungsaufgaben 
- Bundesanwaltschaft 
- BJ: Gesetzgebung Bundesrechtspflege 
- Wissenschaft 
 
3.5 Komplexität 
 
Eine Wirksamkeitsüberprüfung der revidierten Bundesrechtspflege ist mit folgenden Schwie-
rigkeiten verknüpft: 

- Bei der Bundesrechtspflege handelt es sich um ein komplexes Zusammenspiel zahlrei-
cher Akteure (eidgenössische Gerichte, kantonale Gerichte, Rechtsuchende, Aktivität 
des Gesetzgebers). Die Bundesrechtspflege umfasst mehrere Gesetze und ein ganzes 
Bündel an gesetzgeberischen Massnahmen. Die einzelnen Massnahmen können nicht 
einzeln evaluiert werden.  

- Die Massnahmen treten gestaffelt in Kraft. 

- Die Ziele der Reform stehen teilweise in einem Spannungsverhältnis (insb. Entlastung 
des Bundesgerichts und Verbesserung des Rechtsschutzes). 

- Namentlich wurden zugunsten des Rechtsschutzes Massnahmen eingeführt, welche zum 
Entlastungsziel gegenläufig sind (insb. subsidiäre Verfassungsbeschwerde). 

- Die Wirkungen der Bundesrechtspflege können von anderen Trends (z.B. Zunahme von 
Fallzahlen durch Inkrafttreten anderer Erlasse) nur schwierig isoliert werden. Spätere 
Gesetzesprojekte ändern die zu evaluierenden Gesetze und erhöhen möglicherweise die 
Belastung des Bundesgerichts (z.B. StBOG; vgl. Ziff. 4.3.3). 

- Die Umsetzung der Bundesrechtspflege ist kurz-, evtl. auch mittelfristig mit Auslegungs-
fragen belastet, was in diesem Zeithorizont zu einer eher kritischen Bewertung führen 
könnte. Mittel- bzw. längerfristig ist davon auszugehen, dass sich zu den auslegungsbe-
dürftigen Bestimmungen eine gefestigte Rechtspraxis entwickeln wird. 



 
 

8/28 

 

- Das Bundesgericht kann seine Arbeitslast bis zu einem gewissen Grad durch seine Aus-
legung des Verfahrensrechts selber beeinflussen (Zulässigkeit der Beschwerde, Rüge-
prinzip, Legitimation usw.). 

- Der Erfolg der Rechtspflegereform hängt zu einem grossen Teil auch von den Kantonen 
ab. 

 
 
 



3.6. Vereinfachtes Wirkungsmodell 
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zielorientierte Wir-
kungen: 

  
Entlastung des 
Bundesgerichts 

 
Verbesserung 
Rechtsschutz 

 Vereinfachung Ver-
fahren und Rechts-
wege 

  

 
 

         

 
 
 
 
 
 
 
 
Massnahmen: 

  Ausnahmenkatalog       
         
  Streitwertgrenzen       
         
  Kostenpflicht       
         
  Abbau von Direkt-

prozessen 
      

         
  Einschränkung der 

Kognition 
      

         

Neuorganisation des 
BGer, Selbstverwal-
tung 
 
Teilintegration EVG 
 
Verschiebung von 
Aufsichtsfunktionen 

 

Ausbau der richter-
lichen Vorinstanzen 
des BGer: BStGer, 
BVGer, kt.Gerichte 
Rechtsweggarantie 
 
doppelter Instan-
zenzug (ZR+StR) 

 

Ausbau des 
Rechtsschutzes im 
Bereich der politi-
schen Rechte auf 
Bundesebene 

 

neues Rechtsmit-
telsystem (Einheits-
beschwerden und 
subsidiäre Verfas-
sungbeschwerde) 
 
Ausbau des verein-
fachten Verfahrens 

 

Reduktion verwal-
tungsinterner Be-
schwerdewege auf 
Bundesebene 

          

andere  
Wirkungen: 

Mehrbelastung 
BGer, BVGer, BJ 
(Übernahme von  
Aufsichtsfunktionen) 

 

- Mehrkosten auf 
Bundesebene 

- Mehrbelastung 
der Kantone 

 Mehrbelastung 
BGer   

übergangszeitlich 
und im Vergleich 
zum Entwurf Mehr-
belastung BGer 

 

Mehrbelastung 
BVGer (keine Filter, 
fehlendes Sach-
wissen) 

Verzichtet wurde auf: 
- Ausbau der Verfas-

sungsgerichtsbarkeit 
- weitergehende Zu-

gangsschranken 
zum BGer 
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4 Endprodukte und methodisches Vorgehen 
 
4.1 Zwischenbericht(e) über den Stand der Umsetzung 
 
Mit einem bis zwei kurzen Zwischenberichten des Bundesamts für Justiz über den Stand der 
Umsetzung, die vom Bundesrat der Bundesversammlung zugeleitet werden, sollen 2009-
2011 die Informationsbedürfnisse über die Umsetzung dieses wichtigen Reformwerks befrie-
digt werden. Gegebenenfalls kann zur Frage eines kurzfristigen Änderungsbedarfs der Er-
lasse Stellung genommen werden. 
 
Der oder die Zwischenberichte können auf folgenden Grundlagen beruhen: 

· Datenerhebungen der eidgenössischen Gerichte 
· ggf. Controllingberichte der eidgenössischen Gerichte 
· Analysen der Rechtsliteratur über Erfahrungen mit der Bundesrechtspflegereform und 

allenfalls festgestellte Mängel 
· ggf. ersten Umfrageergebnissen (bei Kantonen, Anwaltschaft und Gerichten) und/oder 

Ergebnisse der Focus Group. 
 
4.2 Schlussbericht 
 
Gestützt auf fünf Jahre Erfahrung mit der neuen Bundesrechtspflege, soll (ca. 2013) in einem 
Schlussbericht des Bundesrats an die Bundesversammlung eine Bilanz der Bundesrechts-
pflegereform gezogen und allenfalls auch aufzeigt werden, wo sich gesetzgeberische Ver-
besserungen aufdrängen. Der Schlussbericht baut auf einer oder mehreren Vorstudien auf, 
die auch separat veröffentlicht werden.  
 
4.3 Methodisches Vorgehen 
 
4.3.1 Schrittweise Umsetzung der Bundesrechtspflegereform 
 
Um die Wirksamkeit der Massnahmen der Bundesrechtspflegereform zu überprüfen, müsste 
im Idealfall der Zustand "mit Bundesrechtspflegereform" mit jenem Zustand verglichen wer-
den, wie er bestehen würde, wenn die Bundesrechtspflegereform nicht durchgeführt worden 
wäre. Ein solcher Quervergleich ist aber nicht möglich, weil die Bundesrechtspflegereform 
flächendeckend eingeführt worden ist. Als Behelf bietet sich aber die Möglichkeit an, den 
Zustand vor Inkrafttreten mit jenem nach Inkrafttreten der Reform zu vergleichen (Vorher-
Nachher-Vergleich). 
 
Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die Bundesrechtspflegereform schrittweise um-
gesetzt wird und dass das Eintreten der erstrebten Wirkungen (vgl. Ziff. 3) Zeit benötigt. Das 
Bundesgericht und das Bundesverwaltungsgericht werden in der ersten Zeit nach dem In-
krafttreten der Reform noch in grösserem Umfang mit der Umsetzung der neuen Gerichtsor-
ganisation sowie mit der Auslegung der neuen Erlasse beschäftigt sein, so dass die ersten 
beiden Jahre nicht massgebend für die effektive Belastung sein dürften. Ferner wird eine 
wichtige Massnahme, der Ausbau der richterlichen Vorinstanzen auf kantonaler Ebene, mit 
einer zeitlichen Verzögerung umgesetzt. Diese Massnahme betrifft vor allem das öffentliche 
Recht. In diesem Bereich haben die Kantone zwei Jahre Zeit. Im Zivil- und Strafrecht haben 
die Kantone bis zum Inkrafttreten der neuen eidgenössischen Prozessordnungen Zeit. Hier 
bestehen indessen bereits weitgehend gerichtliche Vorinstanzen und oft auch ein doppelter 
Instanzenzug. Für Zivilentscheide (inkl. Zwischenentscheide), die nach alten Recht nicht be-
rufungsfähig waren, und teilweise auch für Strafsachen (Zwangsmassnahmen) gibt es aller-
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dings bis heute in etlichen Fällen keinen oder einen bezüglich Kognition unvollständigen in-
nerkantonalen Rechtsmittelweg.  
 
4.3.2 Ausreichender Zeitraum für den Vergleich 
 
Für quantitative Erhebungen (z.B. Geschäftszahlen, Personalbestand) und die Erfassung der 
qualitativen Aspekte (Qualität der Rechtsprechung, Beurteilung der Bundesrechtspflegere-
form durch Betroffene) ist ein ausreichender Zeitraum vorzusehen. Erfahrungsbasis des 
Schlussberichts soll die Periode 2007-2011 sein, verglichen mit der Situation 2006, ev. er-
gänzt durch die Entwicklung 2002-2006. 
 
4.3.3 Überlagerung der Bundesrechtspflegereform mit weiteren Änderungen 
 
Erschwerend für den Vorher-Nachher-Vergleich, namentlich wenn es sich um eine relativ 
lange Periode handelt, ist die Tatsache, dass die Zeit nicht still steht, sondern sich parallel 
zur Bundesrechtspflegereform weitere Änderungen - verfahrensrechtlicher oder auch mate-
riellrechtlicher Natur - ergeben. Diese können den Vorher-Nachher-Vergleich verzerren. Die 
nachfolgende Abbildung zeigt die wichtigsten Etappen der Umsetzung der Bundesrechts-
pflege und die – zum heutigen Zeitpunkt absehbaren – parallel dazu laufenden weiteren Än-
derungen, die bei einem Vorher-Nachher-Vergleich möglichst berücksichtigt werden sollten. 
Es gilt, den Effekt dieser Änderungen möglichst "auszufiltrieren", um die auf die Bundes-
rechtspflegereform zurückführbaren Wirkungen zu ermitteln. 
 
Zeitpunkt Massnahme Hypothesen über Auswirkungen bzw. über 

Datenentwicklung 
1.1.2002 Effizienzvorlage vom 

22.12.1999 (AS 2001 3071) 
tritt in Kraft: neue Zustän-
digkeiten des Bundes in den 
Bereichen organisiertes 
Verbrechen und Wirtschaft-
kriminalität 

Erhöhung der Zahl der Fälle unabhängig von 
der Bundesrechtspflegereform (Verzerrung 
des Vorher-Nachher-Vergleichs; Effekt mög-
lichst ausfiltrieren) 

1.4.2004 SGG tritt in Kraft: BStGer 
nimmt Tätigkeit auf; Aufhe-
bung der Anklagekammer 
und des Bundesstrafgerichts 
am Bundesgericht 

Erstinstanzliche Strafprozesse durch BStGer 
statt durch BGer; Beschwerdekammer des 
BStGer übernimmt Aufgaben der Anklage-
kammer 

1.7.2006  IV-Revision vom 16.12.2005 
(AS 2006 2003) tritt in Kraft: 
Verzicht auf Einsprachever-
fahren und auf Kostenlosig-
keit der Beschwerdeverfah-
ren 
 

Erhöhte Zahl von Beschwerden an das BVGer 
und die kantonalen Versicherungsgerichte; 
viele Gesuche um unentgeltliche Rechtspflege  

1.1.2007 Verfassungsbestimmungen 
zur Justizreform sowie BGG 
und VGG treten in Kraft  

Die meisten Massnahmen zur Entlastung des 
BGer und zur Verbesserung des Rechtsschut-
zes treten auf Bundesebene in Kraft (vorange-
hend und nachfolgend erwähnte Massnahmen 
können aufgrund der zeitlichen Verzögerung 
die möglichen Entlastungswirkungen verzer-
ren) 
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Zeitpunkt Massnahme Hypothesen über Auswirkungen bzw. über 
Datenentwicklung 

1.1.2008 Inkrafttreten des Stromver-
sorgungsgesetzes (AS 2007 
3425) 

Mehrbelastung des BVGer und des BGer 
durch neue Auslegungsfragen; Elektrizitäts-
kommission als neue Behörde; vermehrt 
Preisbeschwerden; Liberalisierung der Märkte 
wird voraussichtlich in verschiedenen Berei-
chen mehr Beschwerden nach sich ziehen 

1.1.2009 Frist für Kantone zum Aus-
bau der richterlichen Vorin-
stanzen im öffentlichen 
Recht 

Vorinstanzen des BGer sind weitgehend rich-
terliche Behörden (Ausnahmen: Entscheide 
mit vorwiegend politischem Charakter; gewisse 
Entscheide betr. politische Rechte) 

ab 2010 Inkrafttreten StPO, JStPO 
und ZPO;  
Frist für Kantone zum Aus-
bau der richterlichen Vorin-
stanzen in Zivil- und Straf-
sachen 

Entlastung des BGer durch Einführung des 
doppelten Instanzenzuges in (fast) allen Mate-
rien, die der Beschwerde in Zivil- oder Strafsa-
chen unterliegen; Mehrbelastung des BGer 
durch neue Auslegungsfragen; im Bereich der 
Haftbeschwerden während der ersten 3 Mona-
te des Freiheitsentzugs und bei Urteilen von 
Binnenschiedsgerichten möglicherweise keine 
Entlastung oder sogar Mehrbelastung des 
BGer; ggf. Mehrbelastung der Kantone durch 
Umsetzung der Prozessrechtskodifikationen  

zusammen 
mit StPO 

Inkrafttreten StBOG, Aufhe-
bung des SGG 

Mehrbelastung des BGer, falls dieses Beru-
fungsinstanz bei Bundesstrafsachen, die das 
BStGer beurteilt, werden sollte. 

31.12.2011 Auslaufen der Richterstel-
lenverordnung 

vorgängig müssen fundierte Datengrundlagen 
für die Neufestlegung der Zahl der Richterin-
nen und Richter des BGer erhoben werden 

noch offen 
(mit den 
Kantonen 
zu erörtern) 

Totalrevision des Vormund-
schaftsrechts 

Ausbau des Rechtsschutzes, gesamtschwei-
zerische Vereinheitlichung wesentlicher Ver-
fahrensgrundsätze im ZGB, Mehrbelastung der 
Kantone (Einsetzung neuer Fachbehörden), 
ggf. Mehrbelastung des BGer durch Ausle-
gungsfragen 

noch offen Weitere Gesetzesänderun-
gen (Revision Bundesper-
sonalgesetz, Zwangsmass-
nahmengesetz, Mehr-
wertsteuergesetz usw.)  

Mehrbelastung der Gerichte durch neue Aus-
legungsfragen 

 

5 Forschungsfragen und Datengrundlagen 
 
Nachfolgend werden - nach den Zielen geordnet - Fragen über die Wirkungen der ergriffe-
nen Massnahmen formuliert und grundsätzliche Möglichkeiten zur Datenerhebung aufge-
führt. Der Fragenkatalog ist nicht abschliessend oder unveränderlich. Ergeben sich im Ver-
laufe des Forschungsprozesses oder aufgrund aktueller Ereignisse neue Fragestellungen 
oder erweisen sich gewisse Fragen als nicht relevant oder nicht mit vernünftigem Aufwand 
beantwortbar, so steht den Forscherinnen und Forschern - nach Rücksprache mit dem BJ - 
eine gewisse Gestaltungsfreiheit zu. Möglicherweise müssen gewisse Fragen auch noch 
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weiter ausdifferenziert werden. Änderungen können sich auch bei der Methode zur Beant-
wortung der Fragen ergeben. Bei der Erhebung und Beurteilung der Daten ist den Wirkun-
gen, die auf Faktoren ausserhalb der Bundesrechtspflegereform zurückgehen (parallele Ge-
setzesänderungen usw.), genügend Beachtung zu schenken. 
 
5.1 Entlastung des Bundesgerichts 
 
Fragen Grundlage für die Beantwor-

tung 
1. Wie entwickelt sich die Zahl der Beschwerden ans 

BGer? 
· gesamthaft 
· aufgegliedert nach Rechtsmitteln, evtl. auch 

Rechtsbereichen oder Abteilungen 
· gibt es Erklärungen für gewisse Entwicklungen 

(Entlastungen des BGer durch Bundesrechts-
pflegereform, parallele Gesetzesänderungen, 
Auslegungspraxis des Bundesgerichts, Wirt-
schaftslage usw.)? 

Entwicklung der Geschäftslast 
beim BGer 2002-2011 unter Be-
rücksichtigung konnexer Be-
schwerden ("Schattenstatistik des 
BGer"), Geschäftsberichte, Um-
frage beim BGer  

2. Wie entwickelt sich die Geschäftsdauer beim BGer? 
· gesamthaft 
· aufgegliedert nach Rechtsmitteln, evtl. auch 

Rechtsbereichen oder Abteilungen 
· insbesondere auch: kann die Zahl der Fälle mit 

einer Behandlungsdauer von mehr als zwei Jah-
ren reduziert werden? 

· gibt es Erklärungen für gewisse Entwicklungen? 

Entwicklung der Geschäftsdauer 
2002-2011, Umfrage beim BGer 

3. Führt die Reform zu neuen Belastungen beim BGer? 
· Falls ja, in welchen Bereichen? 
· Führen weitere Reformen (vgl. Ziff. 4.3.3) zu wei-

teren Belastungen? 

Geschäftsbericht, Statistik, Um-
frage beim BGer 

4. Macht das Bundesgericht bei der Behandlung der 
Fälle einen Unterschied zwischen Grundsatzent-
scheiden und Routinefällen?  
· Falls ja, nach welchen Kriterien? 
· Wie ist das mengenmässige Verhältnis zwischen 

Grundsatzentscheiden und Routinefällen? 

Umfrage beim BGer 

5. Wie hoch ist der durchschnittliche Arbeitsaufwand 
für die Behandlung eines Falles (evtl. aufgeteilt nach 
Richterinnen und Richtern sowie Gerichtsschreibe-
rinnen und Gerichtsschreibern)? 
· bei allen Fällen 
· bei Grundsatzentscheiden 
· bei Routinefällen 
· hat sich der Arbeitsaufwand seit der Reform er-

höht oder verkleinert? 

Umfrage beim BGer, Controlling-
berichte 

6. Wie entwickelt sich die Qualität der Rechtsprechung 
beim BGer? 
· Behandelt das BGer vermehrt Rechtsfragen von 

grundlegender Bedeutung in vertiefter Weise? 

Focus Group (von je 7 Personen 
aus dem BGer und aus der 
Rechtslehre); ggf. ergänzt durch 
Gruppe von Anwältinnen und 
Anwälten mit Prozesserfahrung 
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Fragen Grundlage für die Beantwor-
tung 
vor dem BGer 
ev. Umfrage bei Anwältinnen und 
Anwälten sowie interessierten 
Organisationen3

7. Wie nimmt das BGer seine Auslegungsspielräume 
im Verfahrensrecht (Beschwerderecht, unbestimmte 
Gesetzesbegriffe usw.) wahr? 

 

· Wird dabei dem Entlastungsziel oder dem Ziel, 
den Rechtsschutz zu verbessern, mehr Rech-
nung getragen? 

Analyse von Bundesgerichtsurtei-
len durch Rechtswissenschafter 
(leading cases) 
Focus Group 
ev. Umfrage bei Anwältinnen und 
Anwälten sowie interessierten 
Organisationen 

8. Wie wirkt sich die neue Zuständigkeit des BGer im 
Bereich der politischen Rechte auf Bundesebene 
aus? 

Geschäftszahlen, ggf. Analyse 
von Fällen oder Literatur 

9. Erfüllen die gerichtlichen Vorinstanzen (BVGer, 
BStGer, kantonale obere Gerichte) ihre Filterfunktion 
und entlasten sie dadurch das BGer (ggf. aufgeteilt 
nach BVGer, BStGer und einer Gruppe von Kanto-
nen)?  
· Hypothese 1: Aufgrund der Verbesserung des 

vorinstanzlichen Rechtsschutzes (unabhängige 
Gerichte) und der damit verbundenen erhöhten 
Qualität und Legitimation der vorinstanzlichen 
Entscheide werden seit Inkrafttreten der Bundes-
rechtspflegereform weniger Fälle an das Bun-
desgericht weitergezogen (bei kantonalen Vorin-
stanzen zeitliche Verzögerung beachten) 

· Hypothese 2: Aufgrund der besseren Qualität 
der Entscheide der gerichtlichen Vorinstanzen 
weist das Bundesgericht seit Inkrafttreten der 
Bundesrechtspflegereform mehr Beschwerden 
ab (bei kantonalen Vorinstanzen zeitliche Verzö-
gerung beachten) 

· Hypothese 3: Aufgrund der besseren Qualität 
der Entscheide der gerichtlichen Vorinstanzen 
hat das Bundesgericht weniger Beurteilungs- 
und Begründungsaufwand (kürzere Verfahrens-
dauer) 

Weiterzugsquote (Verhältnis zwi-
schen Anzahl der Entscheide der 
Vorinstanzen des BGer und An-
zahl beim Bundesgericht einge-
reichter Beschwerden, aus ar-
beitsökonomischen Gründen be-
schränkt auf einzelne Bereiche, 
wo ein Vorher-Nachher-Vergleich 
überhaupt möglich und sinnvoll 
ist, bei Kantonen ggf. nur dort, wo 
neu Gerichtszugang vorgesehen 
wird); 
Gutheissungsquote (Verhältnis 
zwischen Anzahl beim BGer ein-
gereichter und Anzahl gutgeheis-
sener Beschwerden); ggf. können 
Weiterzugs- und Gutheissungs-
quoten nur als Indizien für die 
Verifizierung der Hypothesen 
herangezogen werden. 
ggf. Umfrage bei Anwältinnen 
und Anwälten sowie interessier-
ten Organisationen über die Moti-
vation zur Erhebung einer Be-
schwerde; 
Umfrage beim BGer über Ent-
wicklung des Begründungsauf-
wandes, ggf. Analyse Dossiers 
BGer 

                                                

 
3  Dazu gehören namentlich Versichertenorganisationen, Mieterverbände, Arbeitnehmerorganisatio-

nen, Umweltschutzorganisationen und Konsumentenschutzorganisationen 
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Fragen Grundlage für die Beantwor-
tung 

10. Bewährt sich die neue Organisation der BGer? 
· Lässt sich die Führung und Verwaltung des 

BGer mit den neuen Strukturen effizienter wahr-
nehmen? 

· Schafft die Teilintegration EVG Synergien zwi-
schen den Standorten Luzern und Lausanne? 

· Schafft die Neuorganisation Synergien zwischen 
den einzelnen Abteilungen? 

· Wie gross ist die Belastung der Verwaltungs-
kommission durch die Wahrnehmung der Auf-
sicht über die erstinstanzlichen Bundesgerichte? 

Umfrage beim Bundesgericht 
Geschäftsdauer 2006-2011 nach 
Standorten/Abteilungen 
Interne Beurteilung durch Abtei-
lungen BGer 

 
5.2 Verbesserung des Rechtsschutzes 
 
Eine Verbesserung des Rechtsschutzes soll in erster Linie durch die Umsetzung der 
Rechtsweggarantie erfolgen. Diese wird namentlich durch die gerichtlichen Vorinstanzen des 
Bundesgerichts gewährleistet.  
 
Fragen Grundlage für die Beantwor-

tung 
Vorinstanzen 

11. Wie entwickeln sich die Geschäftslast sowie die Ver-
fahrensdauer beim BVGer und BStGer, allenfalls bei 
den Kantonen
· gesamthaft 

? 

· aufgegliedert nach Rechtsbereichen, evtl. 
Rechtsmitteln, Abteilungen, Kammern 

· gibt es Erklärungen für gewisse Entwicklungen?  

Geschäftsberichte, ggf. Umfragen  

12. BVGer:

· hinsichtlich Rechtsprechung der Rekurskommis-
sionen 

 Erhöht die Ablösung der Rekurskommissio-
nen und der Beschwerdedienste der Departemente 
durch eine zentrale Beschwerdeinstanz die Qualität 
der Rechtsprechung? 

· hinsichtlich Rechtsprechung der Beschwerde-
dienste 

· Wird das BVGer im Vergleich zu den früheren 
Beschwerdediensten (weisungsgebunden) von 
den Anwältinnen und Anwälten sowie von Bun-
desverwaltungsstellen als unabhängiger einge-
schätzt?  

Umfrage bei Anwältinnen und 
Anwälten und interessierten Or-
ganisationen einerseits und bei 
Bundesverwaltungsstellen ande-
rerseits  
Entwicklung Gutheissungsquote 
2007-2009 (evtl. 2009-2011) im 
Vergleich zu 2004-2006? 
 
Analyse der wissenschaftlichen 
Literatur 
 
Focus Group 

13. BVGer: Wie wird die Angemessenheitskontrolle 
ausgeübt? 
BStGer:

Focus Group, ggf. Analyse Dos-
siers BVGer und BStGer 

 Wie wird die Angemessenheitskontrolle bei 
den von der I. Beschwerdekammer behandelten Be-
schwerden ausgeübt? 

14. Führt das Ersetzen von nebenamtlichen Fachrichte-
rinnen und -richtern durch vollamtliche Bundesver-
waltungsrichterinnen und -richter bei technisch an-

Personaleinsatz Rekurskommis-
sionen (2004-2006) – Bundes-
verwaltungsgericht (2007-2009, 
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Fragen Grundlage für die Beantwor-
tung 

spruchsvollen Rechtsgebieten zu einer Mehrbelas-
tung des BVGer

evtl. 2009-2011) in Beschwerden 
betr. öffentliche Beschaffungen, 
medizinische Berufe usw. unter 
Berücksichtung der Fallzahlen; 

 bzw. zu einer Verlängerung der 
Verfahrensdauer? 

Zahl der Gutachten; Verfahrens-
dauer 

15. BStGer:

· Bundesstrafrechtspflege 

 Welche Erfahrungen werden im Hinblick auf 
den Rechtsschutz in folgenden Bereichen gemacht: 

· Internationale Rechtshilfe in Strafsachen 
· Verwaltungsstrafrechtspflege 
· Gerichtsstandsverfahren 
· evtl. weitere Bereiche  

 
 

Umfrage beim BStGer, Evaluati-
on des BJ über Internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen 

16. Wie wirkt sich der Ausbau der kantonalen Vo-
rinstanzen
· im Hinblick auf die Dauer der kantonalen Verfah-

ren 

 aus: 

· die Qualität der Entscheide 
· die Akzeptanz der Entscheide durch die Recht-

suchenden? 

Erfahrungen BGer, Gutheis-
sungsquote, Focus Group, Um-
frage bei Anwältinnen und Anwäl-
ten sowie interessierten Organi-
sationen, ggf. nur Bereiche, wo 
neu ein Gerichtszugang geschaf-
fen wurde, 
ggf. Analysen von Dossiers 
oberster kantonaler Instanzen 

gesamter Rechtsweg 
17. Rechtsuchende: Umfrage bei Anwältinnen und 

Anwälten; Vergleich Situation 
2006-2011; 

 Vereinfacht die Einführung der Ein-
heitsbeschwerde(n) die Beschwerdeführung vor 
BGer? Werden der Prozessaufwand und die Unsi-
cherheit in der Wahl des Rechtsmittels vermindert? 
Welche Erfahrungen werden mit der subsidiären 
Verfassungsbeschwerde gemacht? 

ggf. Focus Group; 
Zahl Nicht-Eintretensentscheide 
2002-2011 

18. Ist der Abbau an Rechtsschutz vor Bundesgericht 
(eingeschränkte Kognition, allgemeine Kostenpflicht 
v.a. im Sozialversicherungsrecht, Erhöhung der 
Streitwertgrenzen usw.) für die Rechtsuchenden

Umfrage bei Anwältinnen und 
Anwälten sowie interessierten 
Organisationen 

 ver-
tretbar? 

Analyse der Literatur 

19. Stellt die Bundesrechtspflegereform für die Rechtsu-
chenden

Befragung von Anwältinnen und 
Anwälten sowie interessierten 
Organisationen (bis und mit 
BGer); Vergleich Situation 2006-
2011 

 insgesamt eine Verbesserung dar (Zufrie-
denheit)? 

Ev. Focus Group 
20. Nimmt die Prozessdauer (ganzer Instanzenzug) 

tendenzmässig zu oder ab? 
lässt sich aus der Prozessge-
schichte eruieren, Analyse der 
Urteile (Internet) 

21. Verbessert sich aufgrund der Totalrevision der Bun-
desrechtspflege das Ansehen der Justiz in der Öf-
fentlichkeit? 
· insgesamt 

2006-2011 (keine Umfragedaten 
vorhanden, somit keine Nullmes-
sung), ev. Verzicht auf Beantwor-
tung dieser Frage 
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Fragen Grundlage für die Beantwor-
tung 

· aufgegliedert nach den einzelnen eidgenössi-
schen Gerichten 

22. Welche Rechtsschutzlücken bleiben bestehen? Be-
steht ein Bedürfnis, diese zu beheben? 

Analyse der Rechtsliteratur, allen-
falls Umfragen 

 
5.3 Vereinfachung der Verfahren und Rechtswege 
 
Fragen Grundlage für die Beantwor-

tung 
23. Bewährt sich das neue Rechtsmittelsystem vor BGer Nichteintretensquote beim BGer, 

allenfalls Umfrage beim BGer, 
 

(Einheitsbeschwerden und subsidiäre Verfassungs-
beschwerde)? Focus Group, Umfrage bei An-

wältinnen und Anwälten sowie 
interessierten Organisationen 

24. Bewährt sich das VwVG als Verfahrensordnung des 
BVGer

Umfrage beim BVGer, bei Anwäl-
tinnen und Anwälten sowie bei 
interessierten Organisationen, 
namentlich aus dem Asylbereich 

? Wie wirkt sich das Nebeneinander der Ver-
fahrensbestimmungen im VGG, BGG, VwVG, 
ATSG, in der Asylgesetzgebung sowie in weiteren 
Spezialgesetzen aus? Welche Erfahrungen werden 
mit dem Klageverfahren gemacht? Besteht ein Be-
dürfnis, vom BZP auf die ZPO zu wechseln? Besteht 
ein Bedürfnis nach einer eigenen Verfahrensord-
nung für das BVGer? 

25. Führt die Verminderung von verwaltungsinternen 
Beschwerde- und Einspracheverfahren zu einer Er-
höhung der Geschäftslast des BVGer

Geschäftsberichte, Umfrage beim 
BVGer 

 und zu weite-
ren Auswirkungen (z.B. Verkürzung der Verfahrens-
dauer)? Besteht ein Bedürfnis nach Wiedereinfüh-
rung von verwaltungsinternen Beschwerdewegen? 

26. Soll die Angemessenheitskontrolle des BVGer und 
des BStGer

Analyse von Urteilen BGer und 
BVGer, Umfrage bei BVGer und 
BStGer, Bundesverwaltungsstel-
len, Analyse von Urteilen und der 
wissenschaftlichen Literatur, ev. 
Focus Group 

 (bei Beschwerdefällen der I. Beschwer-
dekammer) aufgehoben werden? 

27. Besteht für die kantonalen Verwaltungs- und Verwal-
tungsjustizverfahren ein Bedürfnis nach einer ge-
samtschweizerischen Vereinheitlichung des Verfah-
rensrechts? 

Umfrage bei den Kantonen, An-
wältinnen und Anwälten sowie 
interessierten Organisationen 

 
5.4 Umsetzung und Kosten der Reform sowie Änderungsbedarf 
 
Fragen Grundlage für die Beantwor-

tung 
28. Wie entwickelt sich die Rekrutierungslage beim B-

Ger, BVGer und BStGer
· Gibt es Erklärungen für Rekrutierungsschwierig-

keiten oder hohe Fluktuationsraten? 

? 
Umfrage bei BGer, BVGer und 
BStGer, Gerichtskommission; 
Entwicklung der Situation bei der 
Besetzung der Stellen 

29. BGer, BVGer und BStGer Geschäftsberichte, Umfragen bei : Lässt sich die Geschäfts-
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Fragen Grundlage für die Beantwor-
tung 

last mit dem bestehenden Personalbestand (Rich-
terschaft und juristisches Personal) gut bewältigen? 
Sind die Justizpersonen überlastet oder unterlastet?  

den Gerichten 

30. Welche Erfahrungen werden mit der Aufsicht des 
BGer über das BVGer und das BStGer gemacht? 

Geschäftsberichte, ggf. Control-
lingberichte, ggf. Umfrage bei den 
eidgenössischen Gerichten, bei 
der Gerichtskommission, den 
Geschäftsprüfungskommission, 
den Finanzkommissionen sowie 
allfälligen weiteren parlamentari-
schen Kommissionen  

31. Bewährt sich das System der Richterwahlen? Be-
währt sich die Oberaufsicht der Geschäftsprüfungs-
kommissionen (GPK) über die eidgenössischen Ge-
richte? Bewährt sich das Zusammenspiel zwischen 
GPK, Gerichtskommission und allenfalls Bundesge-
richt bei der Klärung allfälliger Amtspflichtverletzun-
gen von Richterinnen und Richtern des Bundesver-
waltungs- und Bundesstrafgerichts?  
· insb.: wäre das (2002 verworfene) Modell einer 

(gemischten) Justizkommission eine Alternative? 

Anfragen bei den entsprechen-
den Parlamentskommissionen, 
Kommissionsberichte, Control-
lingberichte des BGer, Analyse 
von Literatur und aktuellen Ereig-
nissen 

32. Gibt es Schwierigkeiten bei der Umsetzung der Re-
form? Wenn ja, welche? 
· Bund 
· Kantone 

Umfragen bei den eidgenössi-
schen Gerichten sowie bei den 
Kantonen 

33. Besteht gesetzgeberischer Handlungsbedarf? Umfragen bei den Gerichten, bei 
Anwältinnen und Anwälten sowie 
bei interessierten Organisationen, 
Ergebnisse der Focus Group, 
Analyse der Literatur 

34. Welche Einsparungen/Mehrkosten fallen durch die 
Rechtspflegereform an? kurzfristig, langfristig? 
· Bund (BGer, BVGer, BStGer) 
· Kantone 

Staatsrechnung, Geschäftsbe-
richte, Umfragen bei den Kanto-
nen 

 

6 Forschungsinhalte 
 
Ausgehend von den im vorangehenden Kapitel 5 formulierten Forschungsfragen werden 
folgende interne und extern zu vergebende Studien vorgesehen (mit Angabe über das vor-
gesehene Kostendach der externen Studien). Den Offertstellern ist es aber freigestellt, auch 
weitere Studien oder eine Kombination von Vorgehensweisen vorzuschlagen, um die im Ka-
pitel 5 aufgeführten Fragen zu beantworten bzw. die Wirksamkeit der neuen Bundesrechts-
pflege zu ermitteln. 
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6.1 Interne Studien (Bundesgerichte und Bundesamt für Justiz) 
 
Studie/Aktivitäten (in Klammern: Zeitpunkt der Fertigstel-
lung) 

Kosten 

Bundesgerichte 
Eigene statistische Erhebungen, veröffentlicht in den Ge-
schäftsberichten (permanent) 

--- 

Controllingdaten (permanent) --- 
Bundesamt für Justiz 

Koordination der Evaluationstätigkeiten, Begleitung der extern 
vergebenen Studien (permanent) 

20 Stellenprozente 
während 6 Jahren 

Mängelliste, gestützt auf Analyse der Rechtsliteratur und der 
Geschäftsberichte der eidgenössischen Gerichte (2007-2011) 

5-10 Stellenprozente 
während 6 Jahren 

Erster, ev. zweiter Zwischenbericht (11/2009, ev. 11/2011) (je) 50 Stellenprozente 
während 4 Monaten 

Entwurf des Schlussberichts des Bundesrats (mit Anhörung der 
Gerichte und allfälliger anderer Akteure) (ca. 4/2013) 

50 Stellenprozente wäh-
rend 8 Monaten 

 
6.2 Extern zu vergebende Studien 
 
Studie/Aktivitäten  Endprodukt(e) 

(in Klammern: 
Zeitpunkt der 
Fertigstellung) 

Kostendach 
(einschl. 
MWS) 

1. Umfrage bei den eidgenössischen und bei ausgewählten 
kantonalen Gerichten über die Erfahrungen mit der Bundes-
rechtspflegereform (in zwei Staffeln: 2009, 2011). Im Rah-
men der 2. Staffel sind sowohl die Entwicklung der Auffas-
sungen über bestimmte Sachverhalte zu erheben 
(=wiederkehrende Fragen) als auch erfolgversprechende 
Vorschläge für Änderungen, die im Rahmen der 1. Staffel 
geäussert wurden, der Gesamtheit der zu befragenden 
Personen vorzulegen. Im Rahmen der vorliegenden, breiter 
abgestützten Umfrage können gegebenenfalls auch Ergeb-
nisse aus den Focus Group-Gesprächen auf ihre Tauglich-
keit überprüft werden. 

Berichte 
8/2009 und 
8/2011 

80'000 CHF 

2.  Befragung einer Stichprobe von Anwältinnen und Anwälten 
(ca. 500) sowie von interessierten Organisationen (10-30) 
einerseits und von Bundesverwaltungsstellen (ca. 50) ande-
rerseits mit Erfahrungen mit der neuen Bundesrechtspflege 

Bericht 8/2009 50'000 CHF 

3. Betreuung einer Focus Group von je 7 Personen aus dem 
Bundesgericht und aus der Rechtslehre, ev. ergänzt durch 
Personen aus der Anwaltschaft und aus interessierten Or-
ganisationen mit Prozesserfahrung vor dem BGer, mit an-
schliessendem Bericht (in drei Staffeln: 2009, 2010, 2011) 

Berichte 
8/2009, 
8/2010, 8/2011 

20'000 CHF 

4. Datenanalysen (gestützt auf die Daten der Gerichte) über 
die quantitativen Auswirkungen der Bundesrechtspflegere-
form (in zwei Staffeln: 2009, anfangs 2012). 
Hinweis: Die im Geschäftsbericht des Bundesgerichts ent-
haltenen Angaben stehen in Form einer Datenbank zur Ver-
fügung. Bei der Auswertung sind die Anforderungen des 

Berichte 
8/2009 und 
5/2012 

40'000 CHF 
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Datenschutzes zu berücksichtigen. 
5. Analyse von Urteilen BGer (Vollanalyse), BVGer (Auswahl) 

und oberster kantonaler Instanzen (Vollanalyse ausgewähl-
ter Kantone): Vergleich vor und nach Einführung der Bun-
desrechtspflegereform. 
Hinweis: Diese Teilstudie muss in Abstimmung mit dem 
Projekt Tanquerel/Varone erfolgen. Die Ansprechpersonen 
für die Evaluation (s. Ziffer 9) stellen bei Bedarf das Gesuch 
der Prof. Tanquerel und Varone an den Schweizerischen 
Nationalfonds in elektronischer Form zur Verfügung. 

Berichte 
3/2012 

120'000 CHF 

Total  310'000 CHF 
 
 
Im Jahre 2010 wird ein weiteres Teilprojekt ausgeschrieben, nämlich die Analyse der Aus-
wirkungen der Bundesrechtspflegereform (gestützt auf Mängelliste Bundesamt für Justiz, 
Umfrage bei den Kantonen und bei den Gerichten, Ergebnisse der Focus Group-Berichte; 
Ergebnisse der Umfragen, Datenanalysen, Ergebnisse der Studie Tanquerel/Varone). Diese 
Studie ist im September 2012 abzuschliessen und sie wird die Grundlage für den vom Bun-
desamt für Justiz zu erstellenden Schlussbericht bilden. Das Kostendach wird voraussichtlich 
110'000 CHF betragen. 
 
Die Ergebnisse der Studien 1-5 sind zu den genannten Zeitpunkten (in einer der Amtsspra-
chen) in je einem Gesamtbericht sowie in einem Kurzbericht von 1-3 Seiten festzuhalten. 
 
Die Projektleitung ist quartalsweise über den Fortschritt der Projekte zu informieren. 
 
Zu den Leistungen gehört auch eine mündliche Präsentation der Forschungsresultate in der 
Begleitgruppe. 
 
Das Bundesamt für Justiz wird darauf achten, dass bei der Vergabe mehrere Forschungszu-
gänge und damit auch mehrere Bearbeitungsteams zum Zuge kommen.  

7 Zeitplan des Gesamtprojekts 
 
Was? Wann? Wer? 
Ausschreibung der externen 
Aufträge 

März 2008 Bundesamt für Justiz 

Frist für Einreichung der Of-
ferten 

15. Juli 2008  

Auswertung der Offerten, 
Auftragsvergabe 

September 2008 Bundesamt für Justiz in Zu-
sammenarbeit mit der Be-
gleitgruppe 

Fertigstellung der ersten 
Staffel von Studien 

August 2009 Externe Auftragnehmer 

Erster Zwischenbericht November 2009 Bundesamt für Justiz 
Fertigstellung der zweiten 
Staffel von Studien 

August 2011 Externe Auftragnehmer 

ev. zweiter Zwischenbericht November 2011 Bundesamt für Justiz 
Erstellen der Grundlagen für 
den Schlussbericht: Dieser 
Bericht soll möglichst in einer 

September 2012 Externe Auftragnehmer 
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Was? Wann? Wer? 
Form präsentiert werden, 
welcher eine möglichst ein-
fache Übernahme in den 
Schlussbericht an die Bun-
desversammlung erlaubt. 
Erstellen des Entwurfs 
Schlussbericht an die Bun-
desversammlung 

März 2013 Bundesamt für Justiz 

Konsultation bei betroffenen 
Akteuren 

April 2013 Bundesamt für Justiz 

Ämterkonsultation  Juni/Juli 2013 Bundesamt für Justiz 
Mitberichtsverfahren und 
Entscheid Bundesrat über 
den Schlussbericht 

August/September 2013  

Behandlung des Schlussbe-
richts in der Bundesver-
sammlung 

zweite Hälfte 2013 eidg. Räte 

 

8 Einzelheiten zur Offertstellung 
 
8.1 Anforderungen an die Forscherinnen und Forscher 

Für die Durchführung der Untersuchungen geeignet sind Forscherinnen und Forscher, wel-
che folgende Erfahrungen und Kenntnisse mitbringen: 
· Kenntnisse der Bundesrechtspflege und deren Reform 
· Kenntnisse der qualitativen und/oder quantitativen Forschungsmethoden 
· Kenntnisse der Wirkungsforschung 
 
8.2 Inhalt der Offerten, Zeitpunkt der Einreichung 

Die Offerten sollen Aufschluss geben über 
· die zu untersuchenden Fragen 
· das Evaluationsdesign zur Wirkungserfassung 
· die einzusetzenden Forschungsmethoden 
· die einzusetzenden Forscherinnen und Forscher und ihre Verantwortungen 
· den Zeitplan der Forschung 
· den Umfang des Schlussberichts und des Kurzberichts 
· die Kostenbestandteile und die Modalitäten der Abrechnung 
 
Die Offerten sind bis 15. Juli 2008 

 

an das Bundesamt für Justiz, Fachbereich Rechtset-
zungsprojekte und –methodik, 3003 Bern einzureichen.  

8.3 Datenschutz 

Dem Datenschutz ist Rechnung zu tragen (vgl. Bundesgesetz über den Datenschutz vom 19. 
Juni 1992, SR 235.1). Insbesondere sind die Personen, die befragt werden, vorgängig über 
den Zweck der Erhebung zu informieren. Die erhobenen Daten sind vertraulich zu behandeln 
und dürfen nicht an Dritte bekanntgegeben werden: davon ausgenommen ist die Weitergabe  
für anonymisierte Sekundäranalysen (s. Art. 22 DSG [Bearbeiten für Forschung, Planung 
und Statistik]). Sie sind an einem sicheren Ort aufzubewahren und mit den erforderlichen 
organisatorischen und technischen Massnahmen gegen unbefugtes Bearbeiten zu schützen. 



 

22/28 

 

 

Die Identifikationsdaten wie Name und Wohnort sind von den andern Daten zu trennen und 
vor jeglicher Bearbeitung zu löschen. 
 
8.4 Kriterien der Offertenbeurteilung 

Die Offerten werden im Hinblick auf folgende Kriterien beurteilt (vollständige Checkliste siehe 
Leitfaden für Wirksamkeitsüberprüfungen beim Bund, Seite 15 und 16. Link: 
http://www.bj.admin.ch/etc/medialib/data/staat_buerger/evaluation.Par.0010.File.tmp/Leitfade
n_1.pdf): 

· Generelles: Vollständigkeit, Verständlichkeit und Transparenz der Offerte. 

· Inhaltliches: Problemverständnis, klare Zielsetzung, nachvollziehbares Vorgehen, ge-
eignetes Evaluationsdesign bzw. geeignete Forschungsmethoden, Sicherstellung der 
Qualität. 

· Personelles: Sach- und Evaluationskompetenz, Unabhängigkeit. 

· Organisatorisches: Arbeitsorganisation, Verantwortlichkeiten, Zeitplan, Kostenkalku-
lation, Berichterstattung. 

 

9 Koordination mit anderen Projekten 
 
Das Evaluationsprojekt hat Bezug zu weiteren Projekten, die Teilbereiche der Wirkungen der 
Totalrevision der Bundesrechtspflege untersuchen bzw. erfassen. Es handelt sich zurzeit um 
folgende Projekte: 
 
- Controllingverfahren am Bundesgericht 

Die Richterstellenverordnung BGer ist auf fünf Jahre befristet. In dieser Zeit hat das Bun-
desgericht im Rahmen eines Controllingverfahrens Daten zu erheben, die dem Parla-
ment als Grundlage für die Oberaufsicht und die definitive Festlegung der Richterzahlen 
dienen sollen.  
Von Interesse ist auch der Bericht der RK-S zur Richterstellenverordnung BGer (BBl 
2006 3475): Er enthält konkrete Schätzungen, wie sich die einzelnen Massnahmen des 
BGG auf die Fallzahlen auswirken dürften. Diese Hypothesen können anhand der effekti-
ven Fallzahlen überprüft werden. 
 

- Projekt Tanquerel/Varone (Universität Genf) 
Das vom Nationalfonds Ende August 2007 genehmigte Projekt will untersuchen, wie von 
den Beschwerdemöglichkeiten im Bereich des Verwaltungsrechts vor und nach dem In-
krafttreten der Justizreform (insb. Rechtsweggarantie) effektiv Gebrauch gemacht wird. 
Hierzu soll ein analytisches Inventar der verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten aus den 
Jahren 2005, 2006, 2007, 2008 und aus einem Vergleichjahr (z.B. 2000) erstellt werden. 
Erfasst werden auf Bundesebene alle verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten, die ans Bun-
desgericht, früher an die Rekurskommissionen und an das Bundesverwaltungsgericht ge-
langten oder gelangen werden. Auf kantonaler Ebene werden die verwaltungsrechtlichen 
Streitigkeiten von 5 Kantonen (voraussichtlich Zürich, Genf, Bern, Jura und Glarus) auf-
genommen. Untersucht werden soll in einer ersten Phase die Charakteristiken der ver-
waltungsrechtlichen Streitigkeiten, namentlich die Bereiche in denen es zu Streitigkeiten 
kommt, der Kreis der effektiven Benutzer der Beschwerdewege und der Erfolg der Be-
schwerdeführung. In einer zweiten Phase werden einzelne Bereiche vertieft untersucht. 
 

- Evaluation des BJ im Bereich internationale Rechtshilfe in Strafsachen 

http://www.bj.admin.ch/etc/medialib/data/staat_buerger/evaluation.Par.0010.File.tmp/Leitfaden_1.pdf�
http://www.bj.admin.ch/etc/medialib/data/staat_buerger/evaluation.Par.0010.File.tmp/Leitfaden_1.pdf�
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Der Direktionsbereich Internationale Rechtshilfe des BJ hat gestützt auf die Daten von 
2007 (Entscheide des BStGer und des BGer) eine erste Analyse der Auswirkungen der 
neuen Regelung im Bereich der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen vorgenommen 
und Trendaussagen gemacht (Bericht vom Februar 2008). 

 
- Datenbank "Schweizerische Gerichtsorganisation" 

Das von Prof. Dr. Hansjörg Seiler betreute und per Ende 2007 abgeschlossene National-
fondsprojekt hatte zum Ziel, eine Datenbank über das schweizerische Gerichtsorganisa-
tionsrecht zu erstellen (Aufbau und Organisation der Gerichte, Wahlen, Rechtliche Stel-
lung der Gerichtsmitglieder, Aufsicht, Oberaufsicht, Gerichtsverwaltung, New Public Ma-
nagement und Gerichte usw.). Die Datenbank umfasst zurzeit die geltende Gesetzge-
bung zum Gerichtsorganisationsrecht im Bund und in den meisten Kantonen (Ausnahme 
Tessin). Die Gesetzgebung ist artikelweise beschlagwortet und dargestellt. Ferner sind 
einige Urteile und Literaturwerke erfasst, aber sehr unvollständig. Die Daten sind über ei-
nen öffentlichen Internetzugang (www.gerichtsorganisation.ch) abrufbar. Aufgrund tech-
nischer Schwierigkeiten kam es bei der Weiterführung der Gerichtsdatenbank zu Verzö-
gerungen. Die Datenbank soll an der Universität Luzern weitergeführt werden. 
 

- Commission européenne pour l'efficacité de la justice (CEPEJ) 
Die 2002 geschaffene CEPEJ verfolgt das Ziel, die Effizienz und das Funktionieren der 
Justiz in den Mitgliedstaaten des Europarates zu verbessern und hierfür geeignete In-
strumente zu entwickeln und zur Anwendung zu bringen. Hintergrund bilden die in der 
EMRK verankerten Verfahrensgrundrechte: Art. 5 (Recht auf Freiheit und Sicherheit), Art. 
6 (Recht auf ein faires Verfahren) sowie Art. 13 (Recht auf wirksame Beschwerde). Zu 
diesem Zweck hat die CEPEJ einen Pilot-Fragebogen zur Erhebung von objektiven und 
vergleichbaren quantitativen und qualitativen Daten über die Organisation und das Funk-
tionieren der Justizsysteme im Europarat ausgearbeitet. 2004 wurde gestützt auf die er-
hobenen Daten der erste Bericht verabschiedet. 2005 wurde der Fragebogen überarbei-
tet (neu 123 Fragen). Gestützt darauf sollen regelmässig Evaluationen durchgeführt wer-
den mit dem Ziel, allmählich einen Kern von Schlüsseldaten - quantitativer und qualitati-
ver Art - herauszuschälen (Indikatoren betr. Qualität und Effizienz der Justiz in den Mit-
gliedstaaten des Europarates). In der Schweiz nimmt das Bundesgericht die Funktion 
des Länderkorrespondenten wahr.  
 

- Groupe de travail du groupe de projet sur le droit administratif (CJ-DA-GT) 
Diese Arbeitsgruppe des Europarates befasst sich mit den Beschwerdewegen im Verwal-
tungsrecht. Ziel ist die Ausarbeitung einer Empfehlung (Recommandation sur les recours 
administratifs). 
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10 Projektorganisation, Kontaktpersonen für externe Aufträge 
 
Projektverantwortung: Luzius Mader 
 

BJ-interne Projektgruppe 
 

Begleitgruppe 

Projektleitung: 
 
Mitglieder: 

Werner Bussmann  
Esther Tophinke 
Philippe Gerber 
Marino Leber 

 Vertreter BJ, Leitung: 
Vertretung BGer: 
 
Vertretung BVGer: 
 
Vertretung BStGer: 
 
Vertretung Kt. Gerichte: 
 
Vertretung Wissenschaft: 

Luzius Mader 
Susanne Leuzinger-Näf 
Paul Tschümperlin 
Philippe Weissenberger 
Elena Avenati-Carpani 
Daniel Kipfer Fasciati 
Patrick Guidon 
Ruth Herzog (BE) 
Arnold Marti (SH) 
Regina Kiener (BE) 
Thierry Tanquerel (GE) 

     

Externe Auftragnehmer 
   

z.B. mit einer Umfrage beauftragtes 
Institut 

   

 
In der Begleitgruppe sind die wichtigsten betroffenen Institutionen und Kreise vertreten. Dies 
erleichtert den Zugang zu den Daten, fördert die Kooperation sowie die Akzeptanz der Arbei-
ten. Der Begleitgruppe kommt primär eine beratende Funktion zu. Sie gibt Impulse und 
nimmt Stellung zum Konzept, zu den Zielen, zum Fortgang der Arbeiten während den wich-
tigsten Etappen sowie zu den Resultaten. 
 
Die Projektleitung, unterstützt durch die Mitglieder der Projektgruppe, stellt die Begleitung 
der externen Aufträge sicher. Die Begleitgruppe wird in regelmässigen Abständen über den 
Fortschritt der Arbeit informiert.  
 
Als Kontaktpersonen für externe Aufträge stehen Herr Werner Bussmann (031 322 47 98; 
werner.bussmann@bj.admin.ch) und Frau Esther Tophinke (031 322 41 36; 
esther.tophinke@bj.admin.ch) zur Verfügung. 
 

mailto:werner.bussmann@bj.admin.ch�
mailto:esther.tophinke@bj.admin.ch�
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Anhang: Dokumentation 

Gesetzesmaterialien 
- Botschaft des Bundesrates vom 20. November 1996 über eine neue Bundesverfassung (Reform-

bereich Justiz, Vorlage C), BBl 1996 487  

- Botschaft des Bundesrates vom 28. Februar 2001 zur Totalrevision der Bundesrechtspflege, BBl 
2001 4202 

- Bundesamt für Justiz, Bericht vom 18. März 2004 an die Rechtskommission des Nationalrats zu 
den Normvorschlägen der Arbeitsgruppe Bundesgerichtsgesetz vom 16. März 2004 
http://www.bj.admin.ch/etc/medialib/data/staat_buerger/gesetzgebung/bundesrechtspflge.Par.000
4.File.tmp/ber-agvorschlag-d.pdf 

- Bundesamt für Justiz (Hrsg.), Expertenkommission für die Totalrevision der Bundesrechtspflege, 
Schlussbericht an das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement, Bern 1997 

- Bericht der Kommission für Rechtsfragen des Ständerates vom 21. Februar 2006 zur Parlamenta-
rischen Initiative Anzahl Richter am Bundesgericht. Verordnung der Bundesversammlung, BBl 
2006 3475 (Stellungnahme des Bundesrates vom 17. März 2006, BBl 2006 3503; Stellungnahme 
des Bundesgerichts und des Eidgenössischen Versicherungsgerichts (41er-Plenum) vom 9. März 
2006, BBl 2006 3511) 

Berichte/Controllingkonzepte 
- Bundesamt für Justiz/Ernst&Young, Betriebswirtschaftliche Studie zur Neuorganisation der erstin-

stanzlichen Bundesgerichtsbarkeit in Verwaltungs- und Strafsachen, Schlussbericht 25. Septem-
ber 2000 

- Bundesgericht, Konzept Controlling Bundesgericht zuhanden der GPK vom 14. Februar 2007; von 
der GPK genehmigt am 5. März 2007 

- Bundesgericht und Eidgenössisches Versicherungsgericht, Geschäftsberichte 2001-2006, ab 
2007 sind die Geschäftsberichte aller drei eidgenössischen Gerichte in einem Dokument enthalten 
http://www.bger.ch/index/federal/federal-inherit-template/federal-publikationen/federal-pub-
geschaeftsbericht.htm 

- Bundesstrafgericht: Geschäftsberichte 2004-2006, http://www.bstger.ch/rapporti.asp?idL=de 

- Bundesverwaltungsgericht, Bericht der provisorischen Gerichtsleitung über ihre Geschäftsführung 
beim Aufbau des Bundesverwaltungsgerichts (BVGer) in den Jahren 2005 und 2006 vom 
15. März 2007 

- Geschäftsprüfungskommission des Ständerates, Parlamentarische Oberaufsicht über die eidge-
nössischen Gerichte, Bericht vom 28. Juni 2002, BBl 2002 7625 ff. 

- Projekt Neue Bundesgerichte, Schlussbericht vom 28. Februar 2007 

Bibliographie (Auswahl) 
- Aemisegger Heinz, Zur Umsetzung von Justizreform 2000 und Bundesgerichtsgesetz im Lichte 

der EMRK, in: Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaat: liber amicorum Luzius Wildhaber, 
Zürich 2007, S. 3 ff. 

- Aeschlimann Arthur, Justizreform 2000 - Das Bundesgericht und sein Gesetz, in: «Justice - Justiz 
- Giustizia» 2007/4 

- Auer Christoph, Das Konzept der Rechtspflegereform, in: Pierre Tschannen (Hrsg.), Neue Bun-
desrechtspflege: Auswirkungen der Totalrevision auf den kantonalen und eidgenössischen 
Rechtsschutz, BTJP 2006, Bern 2007, 1 ff. 

- Auer Christoph, Auswirkungen der Reorganisation der Bundesrechtspflege auf die Kantone, ZBl 
2006 121 ff. 

- Bandli Christoph, Die Rolle des Bundesverwaltungsgerichts, in: Pierre Tschannen (Hrsg.), Neue 
Bundesrechtspflege: Auswirkungen der Totalrevision auf den kantonalen und eidgenössischen 
Rechtsschutz, BTJP 2006, Bern 2007, 195 ff. 

http://www.bj.admin.ch/etc/medialib/data/staat_buerger/gesetzgebung/bundesrechtspflge.Par.0004.File.tmp/ber-agvorschlag-d.pdf�
http://www.bj.admin.ch/etc/medialib/data/staat_buerger/gesetzgebung/bundesrechtspflge.Par.0004.File.tmp/ber-agvorschlag-d.pdf�
http://www.bger.ch/index/federal/federal-inherit-template/federal-publikationen/federal-pub-geschaeftsbericht.htm�
http://www.bger.ch/index/federal/federal-inherit-template/federal-publikationen/federal-pub-geschaeftsbericht.htm�
http://www.bstger.ch/rapporti.asp?idL=de�
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- Bänziger Felix/Leimgruber Luc, Das neue Engagement des Bundes in der Strafverfolgung, Kurz-
kommentar zur "Effizienzvorlage", Le nouvel engagement de la Confédération dans la poursuite 
pénale, Commentaire succinct de "Projet d'efficacité", Bern 2001 

- Bellanger François/Tanquerel Thierry (Hrsg.), Les nouveaux recours fédéraux en droit public, 
Genf/Zürich/Basel 2006 

- Besson Michel, Der Schutz der politischen Rechte auf Bundesebene, in: Aus der Werkstatt des 
Rechts, FS für Heinrich Koller, Basel 2006, S. 219 ff. 

- Besson Michel, Die Vorinstanzen des Bundesverwaltungsgerichtes und die Anforderungen an die 
vorinstanzlichen Verfahren, in Ehrenzeller Bernhard/Schweizer Rainer J. (Hrsg.), das Bundesver-
waltungsgericht: Stellung und Aufgaben, St. Gallen 2008 (erscheint demnächst) 

- Beusch Michael/Moser André/Kneubühler Lorenz, Ausgewählte prozessrechtliche Fragen im Ver-
fahren vor dem Bundesverwaltungsgericht, ZBl 2008 S. 1 ff. 

- Bonomi Andrea u.a., Der Kampf gegen die Überlastung der höheren Gerichte, eine vergleichende 
Studie über Rechtsmittelverfahren und Massnahmen zur Entlastung der Gerichte, Zürich 1995 
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